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rung des Gestehungspreises auf den
freien Warenverkehr die gleiche re­
striktive Wirkung wie ein Zoll zeitigt.
Dies trifft nicht zu bei einer inner­
staatlichen Abgabe, die allein auf in­
ländische Erzeugnisse für den Fall er­
hoben wird, daß diese den Gegen­
stand eines Vertrages bilden, und die
dazu bestimmt ist, einen Hilfsfonds
für die heimische Erzeugung zu spei­
sen. Den Ausfuhrerstattungen betref­
fenden Bestimmungen der Verord­
nung Nr. 359/67 hingegen läuft diese
Abgabe nur zuwider, falls sie bewirkt,
daß sich dadurch der Erstattungsbe­
trag verringert.

4. Das in Artikel 20 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 359/67 statuierte Verbot
von mengenmäßigen Beschränkungen

und Maßnahmen mit gleicher Wir­
kung hat u. a. den Zweck, die Mit­
gliedstaaten an anderen als den in den
Verordnungen zugelassenen einseiti­
gen Maßnahmen zur Begrenzung der
Ausfuhr nach Drittländern zu hin­
dern. Das in Artikel 23 vorgesehene
Verbot derartiger Maßnahmen in den
innergemeinschaftlichen Beziehungen
bezweckt die Sicherung des freien
Warenverkehrs innerhalb der Ge­
meinschaft.

5. Das Verbot von mengenmäßigen Be­
schränkungen und Maßnahmen glei­
cher Wirkung erstreckt sich auf jed­
wede gänzliche oder teilweise Unter­
sagung der Einfuhr, Ausfuhr oder
Durchfuhr, sowie auf jedwede sonsti­
ge Behinderung, die sich in gleicher
Weise auswirkt.

In der Rechtssache 2/73

betreffend das dem Gerichtshof nach Artikel 177 EWG-Vertrag aufgrund
Beschlusses des Pretore in Mailand vom 11. Januar 1973 in dem vor diesem
anhängigen Rechtsstreit

RISERIA LUIGI GEDDO

gegen

ENTE NAZIONALE RISI

vorgelegte Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Artikel 5
und 40 Absatz 3 des EWG-Vertrags und einiger Bestimmungen der Verord­
nung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame
Marktorganisation für Reis

erläßt

DER GERICHTSHOF

unter Mitwirkung des Präsidenten R. Lecourt, der Kammerpräsidenten R. Mo­
naco und P. Pescatore, der Richter A. M. Donner, J. Mertens de Wilmars,
C. Ó Dálaigh und A. J. Mackenzie Stuart (Berichterstatter),

Generalanwalt: A. Trabucchi
Kanzler: A. Van Houtte

folgendes
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URTEIL

Tatbestand

I — Sachverhalt und Verfah­
ren

Die Firma Riseria Luigi Geddo aus Bor­
govercelli in Italien kaufte im Jahre 1970
eine bestimmte Menge Paddy-Reis. Zu­
sätzlich zum Kaufpreis hatte sie dem En­
te Nazionale Risi aufgrund der Artikel 8
und 9 des Regio Decreto Legge Nr. 1237
vom 2. Oktober 1931 eine sogenannte
Vertragsabgabe von 240 Lire je gekauf­
ten Doppelzentner Paddy-Reis, insge­
samt 177 206 Lire, zu zahlen. Die Artikel
8 und 9 in der Fassung des Decreto Leg­
ge Nr. 1183 vom 11. August 1933 sehen
u. a. folgendes vor:

In jedem Falle eines Kaufvertrages über
italienischen Paddy-Reis muß der Käufer
bei der Anmeldung dem Ente die im vor­
angehenden Artikel 8 bezeichnete „Ver­
tragsabgabe" in der vom letzteren mit
Genehmigung des Ministers für Land-
und Forstwirtschaft festgesetzen Höhe
zahlen; der Betrag der „Vertragsabgabe"
wird alljährlich vor dem 15. August fest­
gelegt und gilt — von Ausnahmen abge­
sehen — für das gesamte Wirtschafts­
jahr.

Der Ente, eine juristische Person des öf­
fentlichen Rechts, die der Aufsicht des
italienischen Staates untersteht, ist seit
1967 die für die Erfüllung der in der
Verordnung Nr. 359/67/EWG vorgese­
henen Aufgaben zuständige Interven­
tionsstelle. Ihr Tätigkeitskreis läßt sich
in drei Bereiche unterteilen:

1. Forschung und durch diese ermög­
lichte technische Beratung.

2. Werbung zur Ausweitung der Erzeu­
gung und des Verbrauchs von italieni­
schem Reis.

3. Intervention im Rahmen der gemein­
samen Marktorganisation für Reis.

Die Ausgaben in den ersten beiden Berei­
chen werden ebenso wie die Verwal­
tungskosten der dritten Gruppe durch
die Einkünfte aus der „Vertragsabgabe"
gedeckt.

Der Ente erhebt diese Abgabe in seiner
Eigenschaft als Interventionsstelle, so­
bald ein bestimmtes Erzeugnis verkauft
wird.

Italien und Frankreich sind die einzigen
Reiserzeugerländer im Gemeinsamen
Markt. Die Einfuhr von Reis, in welcher
Form auch immer, unterliegt in Italien
nicht der Vertragsabgabe. In Frankreich
wird der Erzeuger mit einem Betrag von
10,40 FF je Doppelzentner belastet.
Maßnahmen mit Steuer-oder Abgaben­
charakter sind im Gemeinsamen Markt
sehr zahlreich. Sie lassen sich in zwei

Gruppen einteilen: Die der ersten gehen
zu Lasten des Landwirts, ohne daß die
Möglichkeit besteht, sie auf den Ver­
braucher abzuwälzen, während die der
zweiten dem Käufer zur Last fallen. In

diesem Falle ist im allgemeinen eine
Rückvergütung bei der Ausfuhr vorge­
sehen.

Vorliegend führte die Riseria Luigi Geddo
das durch Verarbeitung des Paddy-
Reis gewonnene Nahrungsmittel zum
Teil nach einem Mitgliedsland der EWG
und zum Teil nach einem Drittland aus.

In der Überzeugung, die an den Ente Na­
zionale Risi erfolgte Zahlung habe dem
Gemeinschaftsrecht widersprochen, be­
antragte die Riseria am 9. Januar 1973
beim Pretore in Mailand den Erlaß eines
auf Erstattung der gezahlten Summe ge­
richteten Zahlungsbefehls.
Der Pretore in Mailand hat nach Ein­

gang dieses Gesuchs am 11. Januar 1973
beschlossen, das Verfahren auszusetzen,
und gleichzeitig nach Artikel 177 EWG-
Vertrag die Vorlage beim Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften ange-
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ordnet mit dem Ersuchen um Vorabent­
scheidung über folgende Fragen:

1. Ist es aufgrund von Artikel 40 Absatz
3 Unterabsatz 2 des Vertrages von
Rom in Verbindung mit Artikel 5 die­
ses Vertrages den Mitgliedstaaten im
allgemeinen und dem italienischen
Staat insbesondere verboten, eine vom
Staat verschiedene öffentliche Körper­
schaft zur Erhebung eines Beitrags
(oder einer finanziellen Belastung) zu
ermächtigen, die sich nach einem fe­
sten Geldbetrag je Doppelzentner in
Italien erzeugten und verkauften
Rohreis (Grunderzeugnis, das der in
der Verordnung Nr. 359/67/EWG ge­
regelten gemeinsamen Marktorganisa­
tion unterliegt) bemißt?

2. Wird im Sinne derselben unter 1 ge­
nannten Rechtsvorschriften des Arti­
kels 40 in Verbindung mit den Vor­
schriften der Verordnung Nr. 359/67/­
EWG sowie mit Artikel 5 des Vertra­
ges ein italienischer Unternehmer dis­
kriminiert, der a) nach Frankreich
(Mitgliedstaat) Reis ausführt, der aus
in Italien erzeugtem und angekauftem
Rohreis gewonnen wurde, für den er
aufgrund Gesetzes den unter 1 ge­
nannten Beitrag zu zahlen verpflichtet
war, ohne daß ihm dieser Beitrag bei
der Ausfuhr erstattet wurde; und der
b) den gleichen Reis wie unter a nach
Österreich (Drittland) ausführt und
dafür die gleichen Erstattungen (vgl.
Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 359/67/EWG erhält, wie die Ge­
meinschaft sie an seine — zum Bei­
spiel deutschen oder niederländischen
— Konkurrenten zahlt, die das
Grunderzeugnis (Rohreis) aus Dritt­
ländern eingeführt haben, ohne ir­
gendwelche Beiträge zu zahlen?

3. Ist die der Gemeinschaft in Artikel 40
Absatz 3 Unterabsatz 3 in Verbindung
mit den Vorschriften der Verordnung
Nr. 359/67 des Rates (vgl. insbeson­
dere die Artikel 2, 4 und 14 sowie die
zwölfte Begründungserwägung) aufer­
legte Verpflichtung verletzt, wenn die
Gemeinschaft die Erhebung des unter

1 genannten Beitrags bei Ausfuhren
von in Italien erzeugtem und ange­
kauftem Reis zuläßt, ohne gleichzeitig
anzuordnen, daß der Beitrag dem Ex­
porteur zu erstatten ist?

4. a) Gelten die Vorschriften von Artikel
40 Absatz 3 Unterabsatz 2 und 3

des Vertrages im innerstaatlichen
Recht der Mitgliedstaaten unmit­
telbar, und haben sie subjektive
Rechte der einzelnen begründet,
welche die nationalen Gerichte zu
wahren haben?

b) Bei Bejahung der Frage 4 a ist der
Zeitpunkt festzulegen, zu dem die­
se Rechte entstanden sind: Sind sie
mit Inkrafttreten der Verordnung
Nr. 19/64 (am 1. September 1964)
oder mit Inkrafttreten der Verord­
nung Nr. 359/67/EWG (am 1. Sep­
tember 1967) entstanden?

5. Liegt in der Erhebung des unter 1 ge­
nannten Beitrags eine Verletzung
a) des in der zwölften Begründungser­
wägung der Verordnung Nr. 359 ent­
haltenen Grundsatzes der Gemein­

schaftspräferenz und b) der Artikel 20
Absatz 2 erster Gedankenstrich und
23 Absatz 1 erster Gedankenstrich der
genannten Verordnung, wonach die
Erhebung von Abgaben mit gleicher
Wirkung wie ein Ausfuhrzoll verbo­
ten ist?

6. Liegt in der Erhebung des unter 1 ge­
nannten Beitrags eine Verletzung der
Artikel 20 Absatz 2 zweiter Gedan­
kenstrich und 23 Absatz 1 zweiter Ge­

dankenstrich der Verordnung Nr.
359/67/EWG, wonach die Anwen­
dung von Maßnahmen mit gleicher
Wirkung wie mengenmäßige Be­
schränkungen verboten ist?

7. Kann schließlich die Erhebung des
unter 1 genannten Beitrags als eine
durch Artikel 86 des Vertrages verbo­
tene mißbräuchliche Ausnutzung ei­
ner beherrschenden Stellung angese­
hen werden?

Die Antragstellerin des Ausgangsverfah­
rens, der Antragsgegner des Ausgangs-
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verfahrens, die Italienische Republik und
die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften haben schriftliche Erklä­
rungen eingereicht.
Der Gerichtshof hat auf den Bericht des

Berichterstarters nach Anhörung des Ge­
neralanwalts beschlossen, ohne vorherige
Beweisaufnahme in die mündliche Ver­
handlung einzutreten.
Die Antragstellerin, der Antragsgegner,
die Italienische Republik und die Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaf­
ten haben in der Sitzung vom 29. Mai
1973 mündliche Ausführungen gemacht.
Die Antragstellerin des Ausgangsverfah­
rens ist durch die Rechtsanwälte Uber­
tazzi und Capelli, der Antragsgegner des
Ausgangsverfahrens durch die Rechtsan­
wälte Scapinelli, Lanza und Loesch, die
Italienische Republik durch ihren Bevoll­
mächtigten Maresca mit Beistand des So­
stituto Avvocature generale dello Stato
Zagari und die Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften durch ihren
Rechtsberater Toledano-Laredo vertre­
ten worden.

II — Erklärungen gemäß Ar­
tikel 20 des Proto­
kolls über die Satzung
des Gerichtshofes

A — Erklärungen der Firma Riseria
Luigi Geddo

1. Die Europäische Marktorganisation
für Reis und der freie Warenverkehr
auf dem einheitlichen Markt (Fragen
1,2, 5b und 6)

a) Die klagende Firma führt aus: Der
EWG-Vertrag habe sich nicht bloß dar­
auf beschränkt, den Gemeinsamen
Markt auch auf die Landwirtschaft zu
erstrecken, sondern habe für diesen Be­
reich vervollkommnetere Modelle, näm­
lich die der gemeinsamen Organisation
der Agrarmärkte (Artikel 40), entwickelt.
Der Gerichtshof habe von allem Anfang
an diese Besonderheit des Agrarsektors

herausgestrichen; in dem in den verbun­
denen Rechtssachen 90 und 91/63 ergan­
genen Urteil (EWG-Kommission/Groß­
herzogtum Luxemburg und Königreich
Belgien — Slg. 1964, 1347) habe er be­
tont, das Verbot, den freien Warenver­
kehr zu behindern, sei eine der unerläßli­
chen Voraussetzungen „sowohl für die
Ersetzung der einzelnen innerstaatlichen
Märkte durch einen gemeinsamen Markt
als auch für die Ersetzung der innerstaat­
lichen Marktordnungen durch eine ge­
meinsame Marktorganisation der Agrar­
märkte".

Durch die gemeinsame Organisation (auf
dem Reissektor eingeführt durch die
Verordnung Nr. 359 vom 25. Juli 1967,
ABl. vom 31. Juli 1967, S. 1) sei ein
„einheitlicher Markt" geschaffen wor­
den. Wie sich Artikel 40 Absatz 3 ent­
nehmen lasse, schließe dies ein, daß eine
europäische Marktorganisation für den
Warenaustausch innerhalb der Gemein­
schaft Bedingungen gewährleisten müsse,
die sich mit den auf einem nationalen
Markt vorfindbaren vergleichen ließen.
Die Einheit des Marktes bedinge na­
mentlich einen freien Warenverkehr.

b) Mit der Schaffung eines einheitli­
chen Marktes gehe notwendig die Besei­
tigung von Hemmnissen für den freien
Warenverkehr von dem einen Staat nach
dem anderen Hand in Hand. Der Ge­
richtshof habe betont, neben den Hin­
dernissen, die die Ein- und Ausfuhr zwi­
schen den Mitgliedstaaten beträfen, gebe
es noch eine andere Art bedeutsamerer
Hindernisse, nämlich Handlungen, die
den Handel zwischen den Mitgliedstaa­
ten beeinträchtigten (Urteil 43/69 — Slg.
1970, 136, ergangen zu Artikel 85 Ab­
satz 1; im selben Sinne Urteil 5/69 —
Slg. 1969, 302, für den Fall einer Kartell­
vereinbarung, die „unmittelbar oder mit­
telbar, tatsächlich oder der Möglichkeit
nach den Handel zwischen Mitgliedstaa­
ten beeinflussen" kann; ferner Urteil
40/71 — Slg. 1971, 82 mit Bezug auf ein
gewerbliches Schutzrecht).

Die zitierte Rechtsprechung hebe den
Unterschied hervor, der zwischen dem
Gemeinsamen Markt und einer Zoll-
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union klassischen Typs bestehe. Im letz­
teren Falle beschränkten sich die Staaten
darauf, den Abbau der Zollschranken si­
cherzustellen (vgl. Artikel 28/8 des
GATT). Im Gemeinsamen Markt dage­
gen werde auch jede sonstige Möglichkeit
der Marktabkapselung abgeschnitten.
Die vom Ente Nazionale Risi erhobene
Vertragsabgabe stelle ein Hemmnis dar,
das den Handel zwischen den Mitglied­
staaten beeinträchtige und deshalb unter­
sagt sei. Ihre Folge seien in der Tat „Ver­
zerrungen" (vgl. Schlußanträge des Ge­
neralanwalts in der Rechtssache 31/69 —
Slg. 1970, 39).
Ein deutscher oder belgischer Händler
werde geneigt sein, Reis aus einem ande­
ren Ursprungsland vorzuziehen, wenn er
nicht mit irgendeiner Sonderabgabe bela­
stet werde.

c) Der EWG-Vertrag befasse sich so
eingehend mit der Zollabrüstung, weil er
vor allem den „Gemeinsamen" Markt im
Auge habe, der noch nicht der Schaffung
eines Einheitsmarktes gleichkomme; die­
ser letztere sei im Gemeinschaftsrecht le­
diglich intendiert, aber noch nicht reali­
siert (vgl. Urteil 78/70 — Slg. 1971, 500).
Im Einheitsmarkt stelle sich die Frage
des freien Warenverkehrs aus viel grund­
sätzlicherer Sicht als im Gemeinsamen
Markt. Zwar bleibe auch im Einheits­
markt der internationale Warenverkehr
noch durchaus bedeutsam, eine ähnliche
Bedeutung wie dessen Beeinträchtigung
erlangten daneben aber auch Hindernisse
für den freien Warenverkehr auf dem
Binnenmarkt, gleichgültig, an welchem
Ort sie aufgerichtet würden.
Der freie Warenverkehr stelle eine

Grundforderung des Gemeinschafts­
rechts dar, die nicht nur das Verbot der
Schaffung von neuen Zöllen und Abga­
ben gleicher Wirkung beinhalte. Dies
werde bestätigt durch die Rechtsquellen
des Gemeinschaftsrechts (vgl. die Ver­
ordnung Nr. 120/67, in deren vierter Be­
gründungserwägung die Notwendigkeit
der Vereinheitlichung von Marktinter­
ventionsmaßnahmen erwähnt werde, um
„den freien Warenverkehr innerhalb der
Gemeinschaft" nicht zu beeinträchtigen,

sowie die Verordnung Nr. 359/67, in de­
ren sechster Begründungserwägung es
heiße, die Beseitigung von Hindernissen
für den freien Reishandel solle „dazu
beitragen, daß die Überschüsse der Pro­
duktionsgebiete und der Bedarf der Zu­
schußgebiete ausgeglichen werden kön­
nen") ebenso wie durch die Rechtspre­
chung (Urteil 34/70 — Slg. 1970, 1241:
Verbot, den von der Getreide-Verord­
nung Nr. 1028/68 verwandten Ausdruck
„jeder Besitzer" einschränkend auszule­
gen; Urteil 11/70 — Slg. 1970, 1136: not­
wendige „Auswahl der Maßnahmen zur
Vermeidung von Verkehrsverlagerun­
gen").

Der freie Warenverkehr dürfe nicht beim
freien grenzüberschreitenden Verkehr
von einem Staat nach dem anderen halt­
machen, sondern müsse auch die Freiheit
des Warenaustausches zwischen Herstel­
lern und Verbrauchern innerhalb des
Einheitsmarktes umfassen.

d) Im Einheitsmarkt bestünden, mit
den erforderlichen Abwandlungen, be­
züglich des freien Warenverkehrs diesel­
ben Verbote, die auch für den Gemeinsa­
men Markt gälten, so vor allen Dingen
das Verbot finanzieller Belastung in der
Form der Auferlegung besonderer, von
einem Mitgliedstaat ohne ausdrückliche
Ermächtigung durch das Gemeinschafts­
recht eingeführter Abgaben.
So widme sich denn auch — wobei zu
berücksichtigen sei, daß der Einheits­
markt durch eine eigene Politik gekenn­
zeichnet sei, die sich auch auf die Preise
erstrecke — Artikel 95 den indirekten

Steuern wie überhaupt sämtlichen Abga­
ben generellen Charakters, die in das Ge­
biet eines Staates verbrachte Waren zu
tragen hätten, um sicherzustellen, daß
nicht der Wettbewerb zum Schaden ein­
zelner Waren verfälscht werde. Wäre
dem nicht so, stünde es jedem Staat frei,
innerhalb des Einheitsmarktes auf regio­
naler Ebene Abgaben einzuführen. Dem­
entsprechend würden im Urteil 32 und
33/58 (Slg. 1958—59, 319) Eingriffe miß­
billigt, die den Wettbewerb im Gemein­
samen Markt verfälschten; das gelte a
fortiori für einen Einheitsmarkt.
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Diese Erwägungen griffen auch im Reis­
handel durch. Das Bestehen eines Ein­
heitsmarktes schließe aus, daß die Veräu­
ßerung einer Ware — auch wenn diese
dadurch nicht aus dem einen Land in das

andere gelange — einer besonderen, vom
italienischen Staat außerhalb der gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmungen einge­
führten finanziellen Belastung unterwor­
fen werde.

In der Rechtssache 82/71 habe der Rat,
auf das Problem des Milchzentralensy­
stems in Italien und der europäischen
Organisation des betreffenden Marktes
angesprochen, ausgeführt, das fragliche
System stelle sich als ein Komplex von
Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie
mengenmäßige Beschränkungen dar.
Für den innergemeinschaftlichen Handel
habe der Gerichtshof (Urteil 51—54/71 —
Slg. 1971, 1116) jegliches Einfuhrlizenz­
verfahren als Maßnahme gleicher Wir­
kung angesehen, selbst wenn die Lizenz
automatisch erteilt werde und nicht mit
Kosten verbunden sei. Würden diese
Grundsätze rechtsähnlich auf den ein­
heitlichen Reismarkt angewandt, müsse
gesagt werden, allein schon der Tatbe­
stand. daß eine „Lizenz" (Genehmigung)
ausschließlich bei der Veräußerung von
Reis eigener Ernte durch die Anbauer ge­
fordert werde, ohne daß anderweitige
Veräußerungsvorgänge, an denen Her­
steller oder sonstige Besitzer beteiligt sei­
en, gleichen Beschränkungen unterwor­
fen würden, widerspreche dem Prinzip
des freien Warenverkehrs, auch wenn
der Ente, dem die Genehmigung obliege,
verpflichtet sei, diese, sogar kostenfrei,
zu erteilen (vgl. Artikel 8 des Regio De­
creto Legge vom 2. Oktober 1931 Nr.
1237; siehe oben unter I).

e) Nach allem sei es offenkundig, daß
der Ente Nazionale Risi seit dem 1. Sep­
tember 1967 (dem Tage des Inkrafttre­
tens der Verordnung Nr. 359/67) nicht
mehr berechtigt sei, die Vertragsabgabe
beim Verkauf von auf italienischem Ge­

biet angebautem und in den Verkehr ge­
brachtem Paddy-Reis zu erheben. Das
Verbot habe eben mit diesem 1. Septem­
ber 1967 für die einzelnen (die Abneh-

mer von Paddy-Reis in der Gemeinschaft)
subjektive Rechte zum Entstehen ge­
bracht, die die nationalen Richter zu
wahren hätten.

2. Das Diskriminierungsverbot und seine
Heranziehung im Falle der Vertrags-
abgabe (Fragen 1, 2, 3 und Sa)

a) Mit dem übergang vom Gemeinsa­
men Markt zum Einheitsmarkt werde
das Verbot der Diskriminierung, in Arti­
kel 7 des Vertrages noch beschränkt auf
den Gesichtspunkt der Staatsangehörig­
keit, verschärft; Artikel 40 Absatz 3 un­
tersage nämlich „jede Diskriminierung
zwischen Erzeugern und Verbrauchern".
Das Diskriminierungsverbot besage, daß
gleiche Sachverhalte gleichbehandelt
werden müßten.

b) Dieses in Artikel 40 Absatz 3 ausge­
sprochene Verbot erstrecke sich auf die
Herstellung, die Beschaffung (den Ver­
kehr) und die Verarbeitung von Waren.

c) Daneben komme das Gebot der
Nichtdiskriminierung sämtlichen Adres­
saten gemeinschaftsrechtlicher Vorschrif­
ten zugute. Es beziehe sich nicht mehr
ausschließlich auf das Verhältnis zu Aus­
ländern. So müßten z. B. nach Artikel 3
Absatz 2 der Verordnung Nr. 364/67 die
Ausschreibungsbedingungen der Inter­
ventionsstellen für alle Beteiligten unab­
hängig von ihrem Niederlassungsort in
der Gemeinschaft gleichen Zugang und
gleiche Behandlung gewährleisten. Falls,
allgemein ausgedrückt, ein Mitgliedstaat,
aus welchen Gründen auch immer, sich
entschließen sollte, unter Übergehung
der eigenen Staatsangehörigen den ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschriften nur
insoweit nachzukommen, als diese frem­
de Staatsangehörige aus der Gemein­
schaft beträfen, dann handle er dem Dis­
kriminierungsverbot ebenso zuwider wie
im umgekehrten Fall.

d) Die Bestimmungen über die „Ver­
tragsabgabe" stellten unter mehreren Ge­
sichtspunkten einen Verstoß gegen das
Diskriminierungsverbot dar. Denn sie er-
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faßten lediglich die Erzeugung und den
Verkauf von Paddy-Reis nationaler Her­
kunft unter Ausschluß von importiertem
Reis aus den übrigen Mitgliedsländern
oder aus Drittländern und begründeten
die Verpflichtung, den Erwerb binnen ei­
ner bestimmten Frist zu melden, ferner,
im Falle eines Transportes, die Verpflich­
tung, eine besondere Bescheinigung zu
verwenden, und schließlich die Ver­
pflichtung, die „Vertragsabgabe" zu zah­
len (die sich gegenwärtig auf 240 Lire je
Doppelzentner Paddy-Reis belaufe, was
einem Betrag von 400 Lire je Doppel­
zentner weißen Reis entspreche).
Da Artikel 40 Absatz 3 jegliche Diskrimi­
nierung untersage, sei es verboten, daß
der Verkehr mit bestimmten Waren fi­
nanziellen Belastungen oder Beschrän­
kungen gleich welcher Art unterliege, de­
nen der Verkehr mit gleichartigen ande­
ren Waren (vorliegend mit Paddy-Reis
aus außeritalienischen Anbaugebieten;
nicht unterworfen sei.

e) Zu Frage 4 übergehend regt die Ri­
seria Luigi Geddo an, die erste Teilfrage
a zu bejahen: Das in Artikel 40 Absatz 3
Unterabsätze 2 und 3 aufgestellte Verbot
sei in der Tat klar und eindeutig, es sei
an keinerlei Bedingungen geknüpft und
jeglicher Ermessensbefugnis der Mit­
gliedstaaten entzogen.
Maßgebliches Datum im Sinne der Frage
4b sei der 1. September 1967, der Tag
der Schaffung eines einheitlichen Reis­
marktes (Verordnung Nr. 359/67).
Die Vertragsabgabe habe außerdem eine
diskriminierende Wirkung auf den Reis­
preis. Auf dem Reismarkt seien die Preis­
vorschriften von grundlegender Bedeu­
tung. In der zehnten Begründungserwä­
gung der Verordnung Nr. 359/67 werde
ausgeführt, die Verwirklichung eines ge­
meinsamen Reismarktes in der Gemein­
schaft erfordere eine einheitliche Preisre­
gelung. Aus dem Urteil 5/71 (Slg. 1971,
975) Tasse sich a contrario auf die An­
sicht des Gerichtshofes schließen, daß
das Gebot der Nichtdiskriminierung
auch im Bereich der freien Preisbildung
auf dem Agrarmarkt durchgreifen kön­
ne.

Für Reis italienischer Herkunft bedeute
die Vertragsabgabe einen Kostenfaktor,
der eine Preisverschiebung im Verhältnis
zum Gemeinschaftsmodell bewirke. Die

Vertragsabgabe verstoße auch gegen Ar­
tikel 40 Absatz 2 Unterabsatz 3, der vor­
sehe, daß die gemeinsame Preispolitik
auf gemeinsamen Grundsätzen und ein­
heitlichen Berechnungsmethoden beru­
hen müsse.

Bei der Berechnung des Richtpreises, des
Schwellenpreises und demnach auch des
Abschöpfungsbetrages aber sei die Ver­
tragsabgabe niemals berücksichtigt wor­
den.

Schließlich stelle die fragliche Abgabe
unter Wettbewerbsgesichtspunkten so­
wohl innerhalb der Gemeinschaft als
auch auf dem Weltmarkt eine Diskrimi­

nierung dar. Der Grundsatz des freien
Wettbewerbs gelte auch im gemeinsamen
Agrarmarkt. Auf dem Reissektor nehme
die Verordnung Nr. 16/64 ebenso wie
die Verordnung Nr. 359/67 (achtzehnte
Begründungserwägung) auf Artikel 110
des Vertrages Bezug, in dem ausdrück­
lich von der „Steigerung der Wettbe­
werbsfähigkeit der Unternehmen dieser
Staaten" die Rede sei. Die sechste Be­
gründungserwägung der Verordnung Nr.
359/67 bezeichne als eines der Ziele der
Regelung, „daß sich Angebot und Nach­
frage auf diesem Markt frei ausgleichen
können".

In der Rechtssache 30/59 habe der Gene­
ralanwalt ausgeführt, „die Wettbewerbs­
bedingungen [dürften] sich lediglich als
das Ergebnis der Anpassung jedes Indu­
striezweiges an die natürlichen Gegeben­
heiten darstellen" (Slg. 1961, 83). Es un­
terliege keinem Zweifel, daß Maßnah­
men, die dazu bestimmt seien, Kosten-
und Preisunterschiede „künstlich" auf­
rechtzuerhalten, als verboten gelten
müßten (vgl. Olmi, in Commentario
CEE von Quadri, Monaco und Trabuc­
chi, S. 278 ff.). Die Vertragsabgabe habe
eine verminderte Wettbewerbsfähigkeit
der italienischen Verarbeitungsindustrie
im Verhältnis zu den Konkurrenzindu­
strien im Gemeinsamen Markt zur Folge.
Sie führe bei Reiserzeugnissen zu Wett-
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bewerbsverzerrungen zum Vorteil bei­
spielsweise von Teigwaren. Es erscheine
die Annahme berechtigt, daß Artikel 40
Absatz 3 auch diese Art der Diskriminie­
rung (zwischen zwei verschiedenen Wirt­
schaftszweigen und nicht innerhalb ein
und desselben Zweiges) untersage.
Die Betriebsstätten der italienischen
Reisverarbeiter befänden sich in den An­

baugebieten in großer Entfernung von
Seehäfen. Die deutschen und holländi­

schen Verarbeiter dagegen verfügten
über Betriebe in der Nähe von Häfen, sie
könnten sich daher ohne weiteres auf
Einfuhren aus Drittländern stützen. Die
italienischen Gewerbetreibenden stünden
somit vor der Notwendigkeit, fast aus­
schließlich auf Reis aus italienischem An­
bau zurückgreifen zu müssen. Nur dieje­
nigen aber, die italienischen Reis verwen­
deten, würden mit der Vertragsabgabe
belastet, während die übrigen Unterneh­
mer, die Reis aus anderen Ursprungslän­
dern verarbeiteten, davon verschont blie­
ben.

Die Vertragsabgabe werde bei der Aus­
fuhr nicht erstattet, obgleich es sich bei
ihr um eine indirekte Steuer handle; aus
diesem Grunde seien italienische Gewer­

betreibende, die beispielsweise nach
Deutschland exportierten, deutschen Ge­
werbetreibenden, die keine Vertragsab­
gabe auf Import-Paddy-Reis aus Dritt­
ländern zu zahlen brauchten, unterlegen.
Eine noch größere Wettbewerbsverzer­
rung trete bei der Ausfuhr nach Drittlän­
dern auf. Artikel 17 Absatz 2 der Ver­
ordnung Nr. 359/67 bestimme, daß die
Ausfuhrerstattung „für die gesamte Ge­
meinschaft gleich" sei. Wenn man in Be­
tracht ziehe, daß die große Masse aller
Lieferungen nach Drittländern aufgrund
von Ausschreibungen öffentlicher Stellen
erfolge, bei denen der allergeringste
Preisunterschied schon ausschlaggebend
sein könne, dann werde die Diskriminie­
rung der italienischen Exporteure im
Verhältnis zu ihren Konkurrenten in der

Gemeinschaft in ihrem ganzen Ausmaß
verständlich.

Die zweite Vorlagefrage sei deshalb zu
bejahen.

Da jegliche Diskriminierung untersagt
werde, lasse das in Artikel 40 Absatz 3
niedergelegte Prinzip keine Ausnahme
zu. Dies gelte sogar für den Steuerbe­
reich, obwohl es sich dabei um ein Ge­
biet handle, das noch der Hoheit der
Mitgliedstaaten unterliege.
Die Vertragsabgabe wäre selbst dann
rechtswidrig, wenn sie auf alle Reiser­
zeugnisse unabhängig von ihrer Her­
kunft erhoben würde, denn sie beein­
trächtige die Preisgestaltung der italieni­
schen Verarbeitungsindustrie, bilde einen
Fremdkörper auf dem Einheitsmarkt und
benachteilige auf der Wettbewerbsebene
die italienischen Unternehmen gegenüber
den übrigen Unternehmen in der Ge­
meinschaft,

3. Das Verbot von Zöllen und Abgaben
gleicher Wirkung bei der Vermark­
tung von Reis (Fragen 5 und 6)

Die Fragen 5 und 6 betreffen den Fall,
daß die Vertragsabgabe auf Exporter­
zeugnisse erhoben wird.
Dazu meint die Antragstellerin, schon
durch die Verordnung Nr. 16/64 seien
die verschiedenen innerstaatlichen Maß­
nahmen durch Abschöpfungen ersetzt
worden. Diese stünden der Erhebung
von Sonderabgaben entgegen, die allein
auf einem bestimmten Erzeugnis lasteten,
wie das bei der Vertragsabgabe der Fall
sei.

Dies stelle sich bei der Reisausruhr als

Abgabe zollgleicher Wirkung dar. Sie sei
darüber hinaus auch eine Maßnahme mit

gleicher Wirkung wie eine mengenmäßi­
ge Beschränkung, denn sie laufe der von
der Verordnung Nr. 359/67 (fünfte Be­
gründungserwägung, Artikel 20 und 23)
für den Reissektor geforderten Verein­
heitlichung des Interventionssystems zu­
wider.

4. Schlußfolgerungen — Unanwendbar­
keit der italienischen Bestimmungen
über die Vertragsabgabe

a) Während in einem gemeinsamen
Markt (der also hoch nicht vollständig
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integriert sei) nationale Ordnungen noch
nebeneinander fortbestehen könnten, sei
in einem einheitlichen Markt, wie er
durch die europäische Marktorganisa­
tion geschaffen worden sei, „der Zustand
koordinierter nationaler Marktordnun­

gen längst verlassen" (Schlußanträge
34/70 — Slg. 1970, 1246; vgl. für den
Reissektor die Verordnung Nr. 359/67),
d.h. „alle marktgestaltenden Maßnahmen
[seien] auf die Gemeinschaft übergegan­
gen" (Schlußanträge 35/71 — Slg. 1971,
1099). Es bestehe, mit anderen Worten,
keine konkurrierende Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten mehr.
Alles dies gelte für den auf dem Reissek­
tor bestehenden Markt gleichermaßen.
Auf dem durch die gemeinsame Organi­
sation des Reissektors abgesteckten Ge­
biet stehe den Mitgliedstaaten keine Ge­
setzgebungsbefugnis mehr zu.
b) Daraus ergebe sich zwangsläufig die
Unzulässigkeit der finanziellen Belastun­
gen, der Beschränkung des freien Handels
mit Reis sowie der Diskriminierungen,
die der italienische Staat mit seinem Ge­
setz zur Gründung des Ente Nazionale Ri­
si hervorgerufen habe. Dadurch habe er
nicht bloß inhaltlich unvereinbares Recht
geschaffen, sondern ultra vires gehan­
delt.

Der italienische Staat scheine sich dieser
neuen Gegebenheiten selber bereits 1968
bewußt geworden zu sein. Die italieni­
sche Regierung habe nämlich bei den
Kammern des Parlaments den Gesetzent­

wurf Nr. 4947 vom 2. März 1968 zuge­
leitet, der die Umstrukturierung des Ente
Nazionale Risi betreffe, dessen Zustän­
digkeiten neu abgrenze und in Artikel 8
die Abschaffung der Vertragsabgabe vor­
sehe.

5. Artikel 86 des Vertrages und die Ver­
tragsabgabe (Frage 7)

Dem Vertrag von Rom zufolge stelle die
Tatsache, eine beherrschende Stellung
auf dem Gemeinsamen Markt oder auf
einem wesentlichen Teil desselben inne­
zuhaben, für sich allein keine nach Arti-

kel 86 verbotene mißbräuchliche Aus­
nutzung einer Marktposition dar. Ein
Mißbrauchstatbestand könne jedoch ge­
geben sein, wenn eine derartige beherr­
schende Stellung mit den Mitteln einer
eigens zu diesem Zweck erhobenen Ab­
gabe aufrechterhalten oder ausgebaut
werde.

B — Erklärungen des Ente Nazionale
Risi, der italienischen Regierung
und der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften

Zur ersten und zweiten Frage

Der Ente macht geltend, weder die ge­
nannten Vertragsvorschriften noch die
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften
über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis enthielten Bestimmungen über
Steuern oder sonstige Abgaben rein inner­
staatlicher Prägung, noch viel weniger
verpflichteten sie die Mitgliedstaaten,
derartige Belastungen aufzuheben. Die
Verordnung Nr. 359/67 knüpfe einzig
und allein an den Verkehrspreis im in­
nergemeinschaftlichen Handel an, völlig
unabhängig davon, wieviel das betreffen­
de Erzeugnis auf dem Binnenmarkt eines
Mitgliedstaates koste.

Die Vertragsabgabe sei — so die Auffas­
sung des Ente — von ausschließlich in­
nerstaatlicher Bedeutung, vergleichbar
unzähligen anderen innerstaatlichen Ab­
gaben, die ganz allgemein oder im Rah­
men bestimmter berufs- oder wirtschafts­
lenkender Regelungen erhoben würden.
Es sei an das Urteil des Gerichtshofes in
den Rechtssachen 7 und 9/54, Groupe­
ment des industries sidérurgiques luxem­
bourgeoises/Hohe Behörde (Slg. 1955-56,
99) zu erinnern, in dem ausgeführt sei,
daß „Höchstpreise ... dem nicht entge­
gen [stehen], daß die Erzeugnisse beim
Verbrauch oder in einem beliebigen Sta­
dium der Verteilung mit Steuern, Abga­
ben oder sonstigen allgemeinen Lasten
belegt werden".
Die Artikel 95 und 96 ließen die Auferle­
gung derartiger Lasten ausdrücklich zu

874



GEDDO / ENTE NAZI0NALE RISI

und billigten, daß diese bei der Ausfuhr
nicht unbedingt rückvergütet zu werden
brauchten.

Von einer Diskriminierung der italieni­
schen Reisverarbeiter könne keine Rede
sein, denn jeder Käufer von Reis aus ita­
lienischem Anbau sei zur Zahlung der
Vertragsabgabe verpflichtet. Jedem Ita­
liener stehe es im übrigen frei, sich Reis
aus einem anderen Herkunftsland zu be­
schaffen und so der Vertragsabgabe zu
entgehen.
Die Belastung mit der Vertragsabgabe
habe keinerlei unmittelbaren oder mittel­
baren Einfluß auf den einzigen in den
Gemeinschaftsvorschriften vorgesehenen
Garantiepreis: den Interventionspreis.

Die italienische Regierung fügt hinzu, die
in allen Mitgliedsländern gleich hohe
Ausfuhrerstattung decke praktisch genau
den Unterschied zwischen dem Verkaufs­
preis für italienischen Reis, der auf cif-
Basis in das Bestimmungsland versandt
werde, und dem in diesem Land gelten­
den Weltmarktpreis. Dies werde im übri­
gen bestätigt durch die Regelmäßigkeit,
mit der italienischer Reis ausgeführt wer­
de.

Die Kommission gibt dagegen zu beden­
ken, ein italienischer Gewerbetreibender,
dem die Vertragsabgabe bei der Ausfuhr
nicht rückvergütet werde, könne sich ge­
genüber anderen Gewerbetreibenden, de­
nen eine solche Last nicht auferlegt wer­
de, durchaus diskriminiert vorkommen. ­
Diese Diskriminierung könne auf den
Märkten der übrigen Mitgliedstaaten
ebenso wie auf den Märkten von Dritt­

staaten festgestellt werden. Auch drohe
eine derartige Last, die Ziele und die
Funktionsfähigkeit der gemeinsamen
Marktorganisation und insbesondere de­
ren Preissystem sowie die Arbeit des
EAGFL zu beeinträchtigen. Dennoch
meint die Kommission, da Artikel 96 den
Mitgliedstaaten gestatte, den Rückvergü­
tungsbetrag niedriger bis hinunter auf
Null festzusetzen, mit der unvermeidli­
chen Folge einer Diskriminierung, sei die
Erhebung einer derartigen Abgabe beim
gegenwärtigen Stand der Dinge nicht
verboten.

Zur dritten Frage
Der Ente trägt vor, die vom Pretore er­
wähnte zwölfte Begründungserwägung
betreffe ausschließlich den aktiven Ver­
edelungsverkehr und bekräftige die Not­
wendigkeit, Grunderzeugnisse aus den
Gemeinschaftsländern nicht durch eine
Erstattungsregelung zu benachteiligen,
die die Verarbeitungsindustrie dazu er­
muntern könnte, Grunderzeugnisse aus
Drittländern einzuführen, um sie an­
schließend wieder, unter Inanspruchnah­
me der gemeinschaftsrechtlich vorgesehe­
nen Erstattung, zu reexportieren. Die ge­
nannte Begründungserwägung stehe so­
mit in keinerlei Zusammenhang mit der
Vertragsabgabe. Ferner sei darauf hinzu­
weisen, daß im Zeitraum der Reiswirt­
schaftsjahre 1967/68 bis 1971/72 die Ein­
fuhren von Paddy-Reis nach Italien zwi­
schen 500 und 150 000 Doppelzentnern,
die Ausfuhren dagegen zwischen unge­
fähr 1,5 und 5,5 Millionen Doppelzent­
nern geschwankt hätten, von denen etwa
ein Viertel in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft abgesetzt worden sei.
Die italienische Regierung behauptet,
die Vertragsabgabe stelle ein Äquivalent
für Leistungen dar, die der Reisverarbei­
tungsindustrie wie auch den Anbauern
gleichermaßen erbracht würden; deshalb
bestehe zu ihrer Rückvergütung kein An­
laß. Berücksichtige man, daß die Preisre­
gelung des Gemeinsamen Marktes sich
am Preis des Überschußgebietes, in dem
die Vertragsabgabe enthalten sei, aus­
richte, erscheine es ausgeschlossen, den
Nachweis eines Verstoßes gegen den
Grundsatz der Gemeinschaftspräferenz
führen zu können.

Die Kommission fügt hinzu, selbst wenn
der Umstand, daß die Vertragsabgabe bei
der Ausfuhr nicht rückvergütet werde,
zu einer Verminderung der Wettbe­
werbsfähigkeit führe, stelle die Rückver­
gütung für den betreffenden Mitglied­
staat nach dem jetzigen Stand des Ge­
meinschaftsrechts keine Rechtspflicht
dar.

Zur vierten Frage

Der Ente bemerkt, Artikel 40 sei eine
Rahmenvorschrift und enthalte bestimm-
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te Grundsätze, deren Konkretisierung be­
sonderen Verordnungen überlassen sei;
diese Bestimmung könne deshalb un­
möglich unmittelbar gelten.
Die italienische Regierung meint, der ge­
nannte Artikel wende sich an die Organe
der Gemeinschaft. Sollten seine Bestim­
mungen jedoch unmittelbar auch für an­
dere gelten, müßten in ihnen zuerkannte
Rechte folgerichtig als mit dem Tage des
Inkrafttretens des Vertrages entstanden
angesehen werden.
Die Kommission ist der Ansicht, im Falle
einer Verletzung des Artikels 40 durch
Gemeinschaftsorgane seien Einzelperso­
nen berechtigt, wegen dieser Verletzung
die nationalen Gerichte anzurufen.

Zur fünften und sechsten Frage

Der Ente meint, die Vertragsabgabe kön­
ne ebenso wenig als Zoll oder Abgabe
gleicher Wirkung wie als mengenmäßige
Ausfuhrbeschränkung angesehen wer­
den. Er nimmt dabei Bezug auf die Defi­
nition einer derartigen Belastung im Ur­
teil 2 und 3/62, Kommission/Luxemburg

und Belgien (Slg. 1962, 881/882) und auf
die Rechtssachen 24/68 und 84/71. Die
Vertragsabgabe könne die Ausfuhr nicht
behindern, denn der Richtpreis werde
von der Gemeinschaft mit einer Spanne
festgesetzt, die jeglicher den betroffenen
Wirtschaftskreisen in den beiden Erzeu­
gerländern Italien und Frankreich aufer­
legten Belastung ausgiebig Rechnung tra­
ge.­

Die italienische Regierung betont, die
beiden Fragen seien zu verneinen, denn
es handle sich um eine Belastung, die al­
lein auf italienischem Hoheitsgebiet mit
Paddy-Reis getätigte Kaufgeschäfte tref­
fe.

Die Kommission teilt diese Auffassung.

Zur letzten Frage

Der Ente, die italienische Regierung und
die Kommission sind sich einig: Keines
der in der Rechtsprechung des Gerichts­
hofes herausgearbeiteten, für die An­
wendung des Artikels 86 Absatz 1 erfor­
derlichen Tatbestandsmerkmale sei vor­
liegend gegeben.

Entscheidungsgründe

1 Der Pretore in Mailand hat mit Beschluß vom 11. Januar 1973, bei der Kanz­
lei des Gerichtshofes eingegangen am 16. Januar 1973, gemäß Artikel 177
EWG-Vertrag mehrere Fragen nach der Auslegung der Artikel 5, 40 Absatz 3
zweiter und dritter Unterabsatz und 86 des Vertrages sowie einiger Bestim­
mungen der Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 über
die gemeinsame Marktorganisation für Reis (ABl. Nr. 174 vom 31. Juli 1967)
gestellt. Diese Fragen stehen in Zusammenhang mit einer Geldlast, der soge­
nannten Vertragsabgabe, die dem Käufer von Paddy-Reis italienischer Her­
kunft zur Finanzierung der Tätigkeit der italienischen Hilfs- und Interven­
tionsstelle für Reis auferlegt wird.

Zu den ersten sechs Fragen

2 Die erste Frage geht dahin, ob es aufgrund von Artikel 40 Absatz 3 Unterab­
satz 2 in Verbindung mit Artikel 5 einem Mitgliedstaat verboten ist, eine von
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ihm verschiedene öffentliche Körperschaft zur Erhebung eines Beitrages beim
Kauf von Paddy-Reis aus der Ernte dieses Staates zu ermächtigen. Gegenstand
der zweiten Frage ist, ob es eine Diskriminierung im Sinne des genannten Arti­
kels 40 in Verbindung mit den Bestimmungen der Verordnung Nr. 359/67
und mit Artikel 5 des Vertrages darstellt, wenn ein Beitrag dieser Art bei der
Ausfuhr nach einem Mitgliedsland oder einem Drittland nicht rückvergütet
wird. Mit der dritten Frage wird das Problem aufgeworfen, ob die Gemein­
schaft ihrerseits gegen die ihr aus Artikel 40 Absatz 3 Unterabsatz 3 in Ver­
bindung mit den Bestimmungen der Verordnung Nr. 359/67 obliegenden Ver­
pflichtungen verstößt, wenn sie einen derartigen Beitrag zuläßt, ohne gleich­
zeitig dessen Rückvergütung bei der Ausfuhr zur Pflicht zu machen. Die vierte
Frage geht dahin, ob die Vorschriften von Artikel 40 Absatz 3 Unterabsatz 2
und 3 im innerstaatlichen Recht der Mitgliedstaaten unmittelbar gelten und
für die einzelnen subjektive Rechte erzeugen, die die nationalen Gerichte zu
wahren haben, und, bejahendenfalls, ob diese Rechte mit Inkrafttreten der
Verordnung Nr. 16/64 oder der Verordnung Nr. 359/67 entstanden sind. Die
erste Teilfrage unter 5 geht dahin, ob die Erhebung eines solchen Beitrages
dem in der zwölften Begründungserwägung der Verordnung Nr. 359/67 auf­
gestellten Grundsatz widerspricht, Erzeugnissen der Gemeinschaft eine Präfe­
renzstellung einzuräumen, und die zweite Teilfrage geht ebenso wie die sech­
ste Frage dahin, ob ein Beitrag dieser Art eine nach der Verordnung Nr. 359/67
verbotene Abgabe zollgleicher Wirkung oder eine Maßnahme mit gleicher
Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung darstellt.

3 Bevor diese Fragen beantwortet werden, ist es zweckmäßig, den Gesamtzu­
sammenhang zu betrachten, in dem die genannten Bestimmungen im Rahmen
des Vertrages stehen. Artikel 40 des Vertrages gehört zu den in Artikel 38 für
das Funktionieren und die Entwicklung des Gemeinsamen Marktes für land­
wirtschaftliche Erzeugnisse vorgesehenen Sondervorschriften. Um die in Arti­
kel 39 beschriebenen Ziele zu erreichen, wird nach Artikel 40 Absatz 2 eine
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte geschaffen, die aus einer der fol­
genden Organisationsformen bestehen kann: gemeinsame Wettbewerbsregeln,
bindende Koordinierung der verschiedenen einzelstaatlichen Marktordnungen
oder europäische Marktordnung. Artikel 40 Absatz 3 bestimmt, daß die nach
Absatz 2 errichtete gemeinsame Organisation alle zur Durchführung des Arti­
kels 39 erforderlichen Maßnahmen, insbesondere auch Preisregelungen, ein­
schließen kann, stellt jedoch gleichzeitig klar, daß die gemeinsame Organisa­
tion jede Diskriminierung zwischen Erzeugern und Verbrauchern innerhalb
der Gemeinschaft auszuschließen und sicherzustellen hat, daß eine etwaige ge­
meinsame Preispolitik auf gemeinsamen Grundsätzen und einheitlichen Be­
rechnungsmethoden beruht. Nach Artikel 43 legt die Kommission zur Durch­
führung der gemeinsamen Agrarpolitik, insbesondere auch im Hinblick auf
die Ablösung der einzelstaatlichen Marktordnungen, Vorschläge vor, denen
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im Wege von Verordnungen, Richtlinien oder auch Entscheidungen zu folgen
dem Rat freisteht. Mit seiner Verordnung Nr. 16/64 vom 5. Februar 1964
(ABl. Nr. 34 vom 27. Februar 1964, S. 574/64) legte der Rat den Grund für
die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation für Reis.
Folge dieser Marktorganisation war für die Erzeugermitgliedstaaten vor allen
Dingen die jährliche Festsetzung eines Richtpreises und eines davon abgeleite­
ten Interventionspreises, zu dem ihnen angebotenen Paddy-Reis aufzukaufen
die zuständigen Stellen verpflichtet sind; weitere Folge war die jährliche Fest­
setzung eines gemeinsamen Schwellenpreises, der sich im ersten Jahr nach
Maßgabe des auf dem Weltmarkt ermittelten Preises berechnete und auf des­
sen Höhe der Preis der eingeführten Erzeugnisse mittels einer beweglichen Ab­
schöpfung hinaufgeschleust wurde. Die Verordnung Nr. 359/67 vom 25. Juli
1967, die an die Stelle der Verordnung von 1964 getreten ist, führt einen ein­
heitlichen Richtpreis für geschälten Reis ein, von dem zwei Interventionspreise
für Rohreis abgeleitet werden, der eine gültig für Arles, der andere für Ver­
celli. Außer der einheitlichen Preisregelung sieht diese Verordnung eine für die
gesamte Gemeinschaft gleiche Abschöpfung bei der Einfuhr aus Drittländern
und eine ebenfalls gleiche Erstattung bei der Ausfuhr nach diesen Ländern
vor. Nach Artikel 20 Absatz 2 und Artikel 23 der genannten Verordnung ist
bei der Ausfuhr nach Drittländern oder im Binnenhandel der Gemeinschaft

die Erhebung von Zöllen oder Abgaben mit gleicher Wirkung sowie die An­
wendung von mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher
Wirkung untersagt.

4 Auf dem Gebiet des Reismarktes hat Artikel 40 somit eine konkrete Ausge­
staltung in der Verordnung Nr. 359/67 gefunden, die die nationalen Gerichte
gemäß Artikel 189 des Vertrages unmittelbar anzuwenden haben. Artikel 5
verlangt, daß die Mitgliedstaaten alle geeigneten Maßnahmen zur Erfüllung
ihrer Verpflichtungen treffen und alle Maßnahmen unterlassen, welche die
Verwirklichung der Ziele des Vertrages gefährden könnten; damit spricht er
eine allgemeine Verpflichtung der Mitgliedstaaten aus, deren konkreter Inhalt
sich im Einzelfall nach den jeweiligen Vorschriften des Vertrages oder den aus
dessen Gesamtsystematik ableitbaren Regeln bestimmt. Die einzigen Bestim­
mungen, die auf dem Reissektor nationale Maßnahmen untersagen, sind in
den Artikeln 20 Absatz 2 und 23 der genannten Verordnung enthalten.

5 Das in Artikel 20 Absatz 2 dieser Verordnung vorgesehene Verbot, Zölle oder
Abgaben mit gleicher Wirkung zu erheben, betrifft jede Belastung, die aus An­
laß oder bei Gelegenheit einer Ein- und Ausfuhr von oder nach einem Dritt­
land auferlegt wird. Das in Artikel 23 der Verordnung vorgesehene Verbot,
im Binnenhandel der Gemeinschaft Zölle oder Abgaben mit gleicher Wirkung
zu erheben, betrifft jede Belastung, die aus Anlaß oder bei Gelegenheit der
Ein- oder Ausfuhr eines bestimmten Erzeugnisses auferlegt wird und die
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durch die damit verbundene Änderung des Gestehungspreises auf den freien
Warenverkehr die gleiche restriktive Wirkung wie ein Zoll zeitigt. Dieses Ver­
bot erstreckt sich auf jegliche Geldlast, die Waren aufgrund eines Grenzüber­
tritts zu tragen haben.

6 Dies trifft nicht zu bei einer innerstaatlichen Abgabe, die allein auf inländische
Erzeugnisse für den Fall erhoben wird, daß diese den Gegenstand eines Ver­
trages bilden, und die dazu bestimmt ist, einen Hilfsfonds für die heimische
Erzeugung zu speisen. Den Ausfuhrerstattungen betreffenden Bestimmungen
der Verordnung hingegen läuft diese Abgabe nur zuwider, falls sie bewirkt,
daß sich dadurch der Erstattungsbetrag verringert. Wenn eine derartige Ab­
gabe gleichzeitig den Bestimmungen über Beihilfen, über innerstaatliche
Fiskalabgaben wie auch den Artikeln 5, 40 Absatz 2 und 98 des Vertrages un­
terfallen kann, ist es, gerade in Fällen, in denen den einzelnen keine unmittel­
baren Ansprüche zustehen, um so mehr Aufgabe der Kommission, die Beach­
tung dieser Bestimmungen sicherzustellen.

7 Das in Artikel 20 Absatz 2 der oben zitierten Verordnung statuierte Verbot
von mengenmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen mit gleicher Wirkung
hat u. a. den Zweck, die Mitgliedstaaten an anderen als den in den Verord­
nungen zugelassenen einseitigen Maßnahmen zur Begrenzung der Ausfuhr
nach Drittländern zu hindern. Das in Artikel 23 vorgesehene Verbot derarti­
ger Maßnahmen in den innergemeinschaftlichen Beziehungen bezweckt die
Sicherung des freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft. Das Verbot
mengenmäßiger Beschränkungen erstreckt sich auf sämtliche Maßnahmen, die
sich, je nach Fallage, als eine gänzliche oder teilweise Untersagung der Ein­
fuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr darstellen. Zu den Maßnahmen mit gleicher
Wirkung gehören, über die vorgenannten Verbote hinaus, auch sonstige Be­
hinderungen ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung oder ihre Anwendungsart,
die sich in gleicher Weise auswirken. Eine Geldlast, wie diejenige, mit der es
der vorlegende nationale Richter zu tun hat, weist diese Merkmale nicht auf.

Zur letzten Frage

8 Diese Frage geht dahin, ob die Erhebung eines derartigen Beitrages die miß­
bräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung im Sinne von Artikel
86 des Vertrages darstellen kann.

9 Artikel 86 ist nicht anwendbar auf eine Abgabe, die zur Finanzierung inner­
staatlicher Beihilfen bestimmt ist.
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Kosten

10 Die Auslagen der Regierung der Italienischen Republik und der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften, die vor dem Gerichtshof Erklärungen ab­
gegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Beteiligten des Ausgangs­
verfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem vor dem innerstaat­

lichen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Kostenentscheidung obliegt daher
diesem Gericht,

Aufgrund der Prozeßakten,

nach Anhörung des Berichtes des Berichterstatters,
nach Anhörung der mündlichen Ausführungen der Antragstellerin des Aus­
gangsverfahrens, des Antragsgegners des Ausgangsverfahrens, der Regierung
der Italienischen Republik und der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften,
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts,
aufgrund des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, insbesondere seiner Artikel 40, 86 und 177,
aufgrund der Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967,
aufgrund des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere seines Artikels 20,
aufgrund der Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Ge­
meinschaften

hat

DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Pretore in Mailand gemäß dessen Beschluß vom 11. Januar
1973 vorgelegten Fragen zu Recht erkannt:

1. Eine innerstaatliche Abgabe, die allein auf inländische Erzeugnisse für
den Fall erhoben wird, daß diese den Gegenstand eines Vertrages bil­
den, und die dazu bestimmt ist, einen Hilfsfonds für die heimische Er­
zeugung zu speisen, stellt keine Abgabe mit gleicher Wirkung wie ein
Ausfuhrzoll dar.

2. Eine derartige Abgabe läuft den Ausfuhrerstattungen betreffenden Be­
stimmungen der Verordnung Nr. 359/67/EWG des Rates vom 25. Juli
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1967 nur zuwider, falls sie bewirkt, daß sich dadurch der Erstattungs­
betrag verringert.

Lecourt Monaco Pescatore Donner

Mertens de Wilmars Ó Dálaigh Mackenzie Stuart

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 12. Juli 1973.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI

VOM 20. JUNI 1973 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Der Sachverhalt ist klar. In Italien be­

steht seit mehreren Jahrzehnten eine öf­
fentliche Körperschaft, die eine For­
schungs-, Beratungs- und Werbetätigkeit
zur Steigerung des Reisverbrauchs entfal­
tet: der Ente Nazionale Risi.

Eine Firma macht vor einem italieni­
schen Richter geltend, sie brauche gewis­
se Zwangsbeiträge, die ihr das Gesetz beim
Erwerb von Reis an den Ente zu zahlen

auferlege, nicht zu entrichten und habe
im Falle bereits vollzogener Leistung ei­
nen Erstattungsanspruch; denn seit der
Schaffung einer einheitlichen Marktorga­
nisation treffe dieser Beitrag sie, die sie
von Hause aus Abnehmer italienischen

Reises sei, ungleich gegenüber ihren aus­
ländischen Konkurrenten: Das bedeute

für sie eine Diskriminierung, die der Ver­
trag untersage.

Die Fragen, die der Pretore von Mailand
dem Gerichtshof zur Beurteilung vorge­
legt hat, ranken sich alle um ein zentra­
les Problem. Der Fragen sind viele, doch
geht es dabei stets um ein und dasselbe
Problem, das zunächst in seiner Gesamt­
heit angepackt werden soll, bevor ich
mich, zum Schluß, der Aufgabe zuwen­
de, die einzelnen Fragepunkte, in die sich
der dem Gerichtshof unterbreitete Vorla­

gebeschluß gliedert, zu beantworten.

Das eine einzige Problem ist von großer
Bedeutung und kann nicht lediglich mit
Blick auf den vorliegenden Einzelfall ge­
löst werden. Denn Ihre Entscheidung,
meine Herren, wird unmittelbar Auswir­
kungen haben, deren ganzes Ausmaß ab-
zuschätzen mir noch schwierig erscheint,
stehen doch die verschiedenen Mechanis­

men in Frage, die während der letzten
Jahrzehnte durch die öffentlichen Inter­
ventionen in allen Mitgliedstaaten zum
Schutze einzelner Erzeugnisse der jeweili-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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